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Geschäftszahl 

Ro 2017/15/0044 

Rechtssatz 

Aus der ausdrücklichen ertragsteuerlichen Gleichsetzung des Veranlagungszeitraums mit dem Kalenderjahr 
ergibt sich für § 21 Z 1 UmgrStG, dass mit dem "dem Einbringungsstichtag folgenden Veranlagungszeitraum" 
nicht das Kalenderjahr gemeint sein kann, in dem der Verschmelzungs- bzw. Einbringungstag selbst liegt, 
sondern - wie auch die hL annimmt - das auf diesen Stichtag nächstfolgende Kalenderjahr (vgl. mwN zur 
vergleichbaren Regelung in § 4 Z 1 lit. a UmgrStG etwa Kofler, UmgrStG5 § 4 Rz 25 ff sowie Hirschler/Zwick 
in Wiesner/Hirschler/Mayr, Handbuch (2018) § 4 UmgrStG Rz 25 ff). Damit im Einklang stehen auch die 
Erläuterungen zu § 4 UmgrStG (ErlRV 266 BlgNR 18.GP 17), wonach § 4 UmgrStG "entsprechend § 1 Abs. 5 
StruktVG" den Übergang des Verlustvortragsrechtes auf die aufnehmende Körperschaft "mit folgenden 
Änderungen" vorsehe: "Der übernehmenden Körperschaft stehen nach Z 1 Verluste und 

Verlustvorträge ... der übertragenden Körperschaft nicht schon im 

Verschmelzungsjahr, sondern erst im darauf folgenden Veranlagungszeitraum als Sonderausgaben zu" (vgl. 
demgegenüber zur Rechtslage nach dem StruktVG VwGH 2.12.1987, 87/13/0080 sowie 17.10.1989, 88/14/0183 
und die dort jeweils zitierte Literatur). 
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